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Der Autor setzt sich in diesem Beitrag kritisch mit der Diskussion im Ausschuss 6 „Reform 

der Verwaltung“ des Österreich-Konvents auseinander, in der gefragt wurde, ob der einfache 

Gesetzgeber „erforderlichenfalls“ Ausnahme vom Weisungsprinzip vorsehen solle. Diese 

Änderung sollte insbesondere ein neues, flexibles Verwaltungsmanagement ermöglichen. 

 

Jabloner verortet die Diskussion zunächst im Kontext des New Public Management, das 

bislang kaum in der österreichischen Rechtslehre rezipiert wurde. Dem stellt er eine Analyse 

der Weisung als Steuerungsinstrument gegenüber. Er erläutert die demokratische und 

rechtsstaatliche Funktion des Weisungsprinzips und kommt zu dem Schluss, dass die 

verfassungsrechtliche Weisungsermächtigung der Einführung zusätzlicher Mittel zur 

Steuerung der Verwaltung nicht entgegensteht. Die wichtigste Funktion der Weisung liegt in 

der mittelbaren demokratischen Legitimation der Verwaltung, worauf gerade bei 

Ausgliederungen zu achten ist. Und gerade als rechtsstaatliches Instrument kann die 

Weisung nicht durch informelle Steuerungsformen ersetzt werden. 
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